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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel I 
Änderung des Suchtmittelgesetzes 

Titel Titel 

Bundesgesetz über Suchtgifte, psychotrope Stoffe und Vorläuferstoffe 
(Suchtmittelgesetz – SMG) 

Bundesgesetz über Suchtgifte, psychotrope Stoffe und 
Drogenausgangsstoffe (Suchtmittelgesetz – SMG) 

5. HAUPTSTÜCK 

STRAFRECHTLICHE BESTIMMUNGEN UND VERFAHRENSVORSCHRIFTEN 

1. Abschnitt 1. Abschnitt 
Gerichtliche Strafbestimmungen für Suchtgifte 

 Unerlaubter Umgang mit Suchtgiften 
§ 27. (1) Wer den bestehenden Vorschriften zuwider ein Suchtgift erwirbt, 

besitzt, erzeugt, einführt, ausführt oder einem anderen überlässt oder verschafft, ist 
mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 27. (1) Wer vorschriftswidrig 
 1. Suchtgift erwirbt, besitzt, erzeugt, befördert, einführt, ausführt oder einem 

anderen anbietet, überlässt oder verschafft, 
 2. Opiummohn, den Kokastrauch oder die Cannabispflanze zum Zweck der 

Suchtgiftgewinnung anbaut oder 
 3. psilocin-, psilotin- oder psilocybinhältige Pilze einem anderen anbietet, 

überlässt, verschafft oder zum Zweck des Suchtgiftmissbrauchs anbaut, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

 (2) Wer jedoch die Straftat ausschließlich zum persönlichen Gebrauch 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

 (3) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer eine Straftat 
nach Abs. 1 Z 1 oder 2 gewerbsmäßig begeht. 

(2) Der Täter ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen, wenn er (4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren ist zu bestrafen, wer 
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 1. durch die im Abs. 1 bezeichnete Tat einem Minderjährigen den Gebrauch 

eines Suchtgiftes ermöglicht und selbst volljährig und mehr als zwei Jahre 
älter als der Minderjährige ist oder 

 1. durch eine Straftat nach Abs. 1 Z 1 oder 2 einem Minderjährigen den 
Gebrauch von Suchtgift ermöglicht und selbst volljährig und mehr als 
zwei Jahre älter als der Minderjährige ist oder 

 2. die im Abs. 1 bezeichnete Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer 
kriminellen Vereinigung begeht; wer jedoch selbst an ein Suchtmittel 
gewöhnt ist und die Tat vorwiegend deshalb begeht, um sich für den 
eigenen Gebrauch ein Suchtmittel oder die Mittel zu dessen Erwerb zu 
verschaffen, ist, sofern nach den Umständen von einer Gewöhnung 
ausgegangen werden kann, nur nach Abs. 1 zu bestrafen. 

 2. eine solche Straftat als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 

 (5) Wer jedoch an Suchtmittel gewöhnt ist und eine Straftat nach Abs. 3 oder 
Abs. 4 Z 2 vorwiegend deshalb begeht, um sich für seinen persönlichen Gebrauch 
Suchtmittel oder Mittel zu deren Erwerb zu verschaffen, ist nur mit Freiheitsstrafe 
bis zu einem Jahr zu bestrafen. 

 Vorbereitung von Suchtgifthandel 
§ 28. (1) Wer den bestehenden Vorschriften zuwider ein Suchtgift in einer 

großen Menge (Abs. 6) mit dem Vorsatz erwirbt oder besitzt, daß es in Verkehr 
gesetzt werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 

§ 28. (1) Wer vorschriftswidrig Suchtgift in einer die Grenzmenge (§ 28b) 
übersteigenden Menge mit dem Vorsatz erwirbt, besitzt oder befördert, dass es in 
Verkehr gesetzt werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen. 
Ebenso ist zu bestrafen, wer die in § 27 Abs. 1 Z 2 genannten Pflanzen zum 
Zweck der Gewinnung einer solchen Menge Suchtgift anbaut. 

 (2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, wer die Straftat 
nach Abs. 1 in Bezug auf Suchtgift in einer das Fünfzehnfache der Grenzmenge 
(§ 28b) übersteigenden Menge (großen Menge) begeht. 

 (3) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer 
die Straftat nach Abs. 1 als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 

 (4) Unter den in § 27 Abs. 5 genannten Voraussetzungen ist der Täter jedoch 
im Fall des Abs. 1 nur mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, im Fall des Abs. 2 nur 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren und im Fall des Abs. 3 nur mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 Suchtgifthandel 
(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, wer den 

bestehenden Vorschriften zuwider ein Suchtgift in einer großen Menge (Abs. 6) 
erzeugt, einführt, ausführt oder in Verkehr setzt. 

§ 28a. (1) Wer vorschriftswidrig Suchtgift in einer die Grenzmenge (§ 28b) 
übersteigenden Menge erzeugt, einführt, ausführt oder einem anderen anbietet, 
überlässt oder verschafft, ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(3) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer die (2) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer 
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im Abs. 2 bezeichnete Tat gewerbsmäßig oder als Mitglied einer kriminellen 
Vereinigung begeht. Wer jedoch selbst an ein Suchtmittel gewöhnt ist und die Tat 
vorwiegend deshalb begeht, um sich für den eigenen Gebrauch ein Suchtmittel 
oder die Mittel zu dessen Erwerb zu verschaffen, ist, sofern nach den Umständen 
von einer Gewöhnung ausgegangen werden kann, nur nach Abs. 2 zu bestrafen. 

die Straftat nach Abs. 1 
 1. gewerbsmäßig begeht und schon einmal wegen einer Straftat nach Abs. 1 

verurteilt worden ist, 
 2. als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht oder 
 3. in Bezug auf Suchtgift in einer das Fünfzehnfache der Grenzmenge 

übersteigenden Menge (großen Menge) begeht. 
 (3) Unter den in § 27 Abs. 5 genannten Voraussetzungen ist der Täter jedoch 

im Fall des Abs. 1 nur mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren, im Fall des Abs. 2 nur 
mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(4) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünfzehn Jahren ist zu bestrafen, wer 
die im Abs. 2 bezeichnete Tat 

(4) Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünfzehn Jahren ist zu bestrafen, wer 
die Straftat nach Abs. 1 

 1. als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht und schon einmal 
wegen einer im Abs. 2 bezeichneten strafbaren Handlung verurteilt 
worden ist, 

 1. als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht und schon einmal 
wegen einer Straftat nach Abs. 1 verurteilt worden ist, 

 2. als Mitglied einer Verbindung einer größeren Zahl von Menschen zur 
Begehung solcher strafbarer Handlungen begeht oder 

 2. als Mitglied einer Verbindung einer größeren Zahl von Menschen zur 
Begehung solcher Straftaten begeht oder 

 3. mit Beziehung auf ein Suchtgift begeht, dessen Menge zumindest das 
Fünfundzwanzigfache der Grenzmenge (Abs. 6) ausmacht. 

 3. in Bezug auf Suchtgift in einer das Fünfundzwanzigfache der 
Grenzmenge übersteigenden Menge begeht. 

(5) mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger 
Freiheitsstrafe ist der Täter der im Abs. 2 bezeichneten Tat zu bestrafen, der in 
einer Verbindung einer größeren Zahl von Menschen zur Begehung solcher 
strafbarer Handlungen führend tätig ist. 

(5) Mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger 
Freiheitsstrafe ist zu bestrafen, wer eine Straftat nach Abs. 1 begeht und in einer 
Verbindung einer größeren Zahl von Menschen zur Begehung solcher Straftaten 
führend tätig ist. 

 Grenzmenge für Suchtgifte 
(6) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz und mit Zustimmung des 
Hauptausschusses des Nationalrates für die einzelnen Suchtgifte die Untergrenze 
einer großen Menge, bezogen auf die Reinsubstanz des Wirkstoffes, mit 
Verordnung festzusetzen (Grenzmenge). Dabei ist insbesondere auf die Eignung 
der Suchtgifte, Gewöhnung hervorzurufen und in großem Ausmaß eine Gefahr für 
das Leben oder die Gesundheit von Menschen herbeizuführen sowie auf das 
Gewöhnungsverhalten von Suchtkranken Bedacht zu nehmen. 

§ 28b. Die Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend hat im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Justiz mit Verordnung für die 
einzelnen Suchtgifte, bezogen auf die Reinsubstanz des Wirkstoffes, die 
Untergrenze jener Menge festzusetzen, die geeignet ist, in großem Ausmaß eine 
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen herbeizuführen 
(Grenzmenge). Dabei ist auch auf die Eignung von Suchtgiften, Gewöhnung 
hervorzurufen, sowie auf das Gewöhnungsverhalten von an einer solchen Sucht 
Erkrankten Bedacht zu nehmen. 

§ 29. Wer in einem Druckwerk, einem Laufbild, im Internet oder sonst 
öffentlich zum Missbrauch von Suchtgift auffordert oder ihn in einer Art gutheißt, 

§ 29. (entfällt) 
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die geeignet ist, einen solchen Missbrauch nahezulegen, ist mit Freiheitsstrafe bis 
zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen. 

2. Abschnitt 2. Abschnitt 
Gerichtliche Strafbestimmungen für psychotrope Stoffe Gerichtliche Strafbestimmungen für psychotrope Stoffe 

 Unerlaubter Umgang mit psychotropen Stoffen 

§ 30. (1) Wer den bestehenden Vorschriften zuwider einen psychotropen 
Stoff erwirbt, besitzt, erzeugt, einführt, ausführt oder einem anderen überläßt oder 
verschafft, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
360 Tagessätzen zu bestrafen. 

§ 30. (1) Wer vorschriftswidrig einen psychotropen Stoff erwirbt, besitzt, 
erzeugt, befördert, einführt, ausführt oder einem anderen anbietet, überlässt oder 
verschafft, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

 (2) Wer jedoch die Straftat ausschließlich zum persönlichen Gebrauch 
begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 
Tagessätzen zu bestrafen. 

(2) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer Arzneimittel, die einen 
psychotropen Stoff enthalten, sofern es sich nicht um eine große Menge handelt, 

(3) Nach Abs. 1 und 2 ist nicht zu bestrafen, wer Arzneimittel, die einen 
psychotropen Stoff enthalten, sofern es sich nicht um eine die Grenzmenge (§ 31b) 
übersteigende Menge handelt, 

 1. für den eigenen Gebrauch oder für den Bedarf eines Tieres erwirbt, 
besitzt, einführt oder ausführt oder 

 1. für den persönlichen Gebrauch oder für den Bedarf eines Tieres erwirbt, 
besitzt, befördert, einführt oder ausführt oder 

 2. einem anderen überläßt und daraus keinen Vorteil zieht.  2. einem anderen anbietet, überlässt oder verschafft, ohne daraus einen 
Vorteil zu ziehen 

 Vorbereitung des Handels mit psychotropen Stoffen 
§ 31. (1) Wer den bestehenden Vorschriften zuwider einen psychotropen 

Stoff in einer großen Menge (Abs. 3) mit dem Vorsatz erwirbt oder besitzt, daß er 
in Verkehr gesetzt werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

§ 31. (1) Wer vorschriftswidrig einen psychotropen Stoff in einer die 
Grenzmenge (§ 31b) übersteigenden Menge mit dem Vorsatz erwirbt, besitzt oder 
befördert, dass er in Verkehr gesetzt werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren zu bestrafen. 

 (2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, wer die Straftat 
nach Abs. 1 in Bezug auf einen psychotropen Stoff in einer das Fünfzehnfache der 
Grenzmenge (§ 31b) übersteigenden Menge (großen Menge) begeht. 

 (3) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer 
die Straftat nach Abs. 1 als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 

 (4) Unter den in § 27 Abs. 5 genannten Voraussetzungen ist der Täter jedoch 
im Fall des Abs. 1 nur mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, im Fall des Abs. 2 nur 
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mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren und im Fall des Abs. 3 nur mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen 

 Handel mit psychotropen Stoffen 
(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, wer den 

bestehenden Vorschriften zuwider einen psychotropen Stoff in einer großen 
Menge (Abs. 3) erzeugt, einführt, ausführt oder in Verkehr setzt. 

§ 31a. (1) Wer vorschriftswidrig einen psychotropen Stoff in einer die 
Grenzmenge (§ 31b) übersteigenden Menge erzeugt, einführt, ausführt oder einem 
anderen anbietet, überlässt oder verschafft, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
zu bestrafen 

 (2) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, wer die Straftat 
nach Abs. 1 in Bezug auf einen psychotropen Stoff in einer das Fünfzehnfache der 
Grenzmenge (§ 31b) übersteigenden Menge (großen Menge) begeht. 

(3) Mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren ist zu bestrafen, wer 
die Straftat nach Abs. 1 als Mitglied einer kriminellen Vereinigung begeht. 

(4) Unter den in § 27 Abs. 5 genannten Voraussetzungen ist der Täter jedoch 
im Fall des Abs. 1 nur mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr, im Fall des Abs. 2 nur 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren und im Fall des Abs. 3 nur mit Freiheitsstrafe 
bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

 Grenzmenge für psychotrope Stoffe 
(3) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Justiz für die einzelnen psychotropen 
Stoffe die Untergrenze einer großen Menge, bezogen auf die Reinsubstanz des 
Wirkstoffes, mit Verordnung festzusetzen (Grenzmenge). § 28 Abs. 6 zweiter Satz 
gilt dem Sinne nach. 

§ 31b. Die Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend hat im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Justiz mit Verordnung für die 
einzelnen psychotropen Stoffe, bezogen auf die Reinsubstanz des Wirkstoffes, die 
Untergrenze jener Menge festzusetzen, die geeignet ist, in großem Ausmaß eine 
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen herbeizuführen 
(Grenzmenge). § 28b zweiter Satz gilt dem Sinn nach. 

3. Abschnitt 3. Abschnitt 
Gerichtliche Strafbestimmungen für Vorläuferstoffe Gerichtliche Strafbestimmungen für Drogenausgangsstoffe 

 Unerlaubter Umgang mit Suchtmittelausgangsstoffen 

 § 32. (1) Wer einen Drogenausgangsstoff mit dem Vorsatz erzeugt, befördert 
oder einem anderen überlässt, dass dieser bei der vorschriftswidrigen Erzeugung 
von Suchtmitteln verwendet werde, ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen. 

§ 32. (1) Wer einen Vorläuferstoff, von dem er weiß, daß er bei der (2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer einen 
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vorschriftswidrigen Erzeugung eines Suchtmittels in einer großen Menge (§§ 28 
Abs. 6, 31 Abs. 3) verwendet werden soll, erwirbt oder besitzt, ist mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen. 

Drogenausgangsstoff mit dem Vorsatz erwirbt oder besitzt, dass dieser bei der 
vorschriftswidrigen Erzeugung von Suchtmitteln in einer die Grenzmenge (§§ 28b, 
31b) übersteigenden Menge verwendet werde. 

(2) Wer einen Vorläuferstoff, von dem er weiß, daß er bei der 
vorschriftswidrigen Erzeugung eines Suchtmittels in einer großen Menge (§§ 28 
Abs. 6, 31 Abs. 3) verwendet werden soll, erzeugt, einführt, ausführt oder in 
Verkehr setzt, ist mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren ist zu bestrafen, wer einen 
Drogenausgangsstoff mit dem Vorsatz erzeugt, einführt, ausführt oder einem 
anderen anbietet, überlässt oder verschafft, dass dieser bei der vorschriftswidrigen 
Erzeugung von Suchtmitteln in einer die Grenzmenge (§§ 28b, 31b) 
übersteigenden Menge verwendet werde. 

4. Abschnitt 4. Abschnitt 
Weitere strafrechtliche Bestimmungen Weitere strafrechtliche Bestimmungen 

Zusammentreffen mit Finanzvergehen Zusammentreffen mit Finanzvergehen 
§ 33. Hat der Täter durch dieselbe Tat eine gerichtlich strafbare Handlung 

nach den §§ 27, 28, 30 oder 31 dieses Bundesgesetzes und ein Finanzvergehen 
begangen, so entfällt mit dem Schuldspruch oder mit der vorläufigen 
Zurücklegung der Anzeige oder mit der vorläufigen Verfahrenseinstellung nach 
den §§ 35 und 37 dieses Bundesgesetzes die Strafbarkeit wegen des 
Finanzvergehens. 

§ 33. Hat der Täter durch dieselbe Tat eine Straftat nach den §§ 27, 28, 28a, 
30, 31 oder 31a dieses Bundesgesetzes und ein Finanzvergehen begangen, so 
entfällt mit dem Schuldspruch oder mit dem vorläufigen Rücktritt von der 
Verfolgung oder mit der vorläufigen Verfahrenseinstellung nach den §§ 35 und 37 
dieses Bundesgesetzes die Strafbarkeit wegen des Finanzvergehens. 

Einziehung Einziehung 
§ 34. ... § 34. ... 
Vorläufige Zurücklegung der Anzeige durch die Staatsanwaltschaft Vorläufiger Rücktritt von der Verfolgung durch die Staatsanwaltschaft 
§ 35. (1) Wird eine Person angezeigt, weil sie den bestehenden Vorschriften 

zuwider eine geringe Menge Suchtmittel zum eigenen Gebrauch erworben oder 
besessen hat, so hat die Staatsanwaltschaft unter den nachstehenden 
Voraussetzungen und Bedingungen die Anzeige für eine Probezeit von zwei 
Jahren vorläufig zurückzulegen. 

§ 35. (1) Die Staatsanwaltschaft hat unter den in den Abs. 3 bis 7 genannten 
Voraussetzungen und Bedingungen von der Verfolgung einer Straftat nach den 
§§ 27 Abs. 1 und 2 oder 30, die ausschließlich für den eigenen persönlichen 
Gebrauch oder den persönlichen Gebrauch eines anderen begangen worden ist, 
ohne dass der Beschuldigte daraus einen Vorteil gezogen hat, unter Bestimmung 
einer Probezeit von einem Jahr bis zu zwei Jahren vorläufig zurückzutreten. 

(2) Wird eine Person angezeigt, weil sie sonst eine nach den §§ 27 oder 30 
strafbare Handlung oder auf Grund ihrer Gewöhnung an Suchtmittel eine nicht in 
die Zuständigkeit des Schöffen- oder Geschworenengerichts fallende strafbare 
Handlung im Zusammenhang mit der Beschaffung eines Suchtmittels begangen 
hat, so kann die Staatsanwaltschaft unter den nachstehenden Voraussetzungen und 
Bedingungen die Anzeige für eine Probezeit von zwei Jahren vorläufig 

(2) Die Staatsanwaltschaft hat unter den Voraussetzungen und Bedingungen 
der Abs. 3 bis 7 auch von der Verfolgung einer anderen Straftat nach den §§ 27 
oder 30 bis 31a, einer Straftat nach den §§ 28 oder 28a, sofern der Beschuldigte an 
Suchtmittel gewöhnt ist, oder einer im Zusammenhang mit der Beschaffung von 
Suchtmitteln begangenen Straftat unter Bestimmung einer Probezeit von einem 
Jahr bis zu zwei Jahren vorläufig zurückzutreten, wenn 
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zurücklegen, wenn die Schuld nicht schwer und die Zurücklegung nicht weniger 
als eine Verurteilung geeignet erscheint, den Angezeigten von solchen strafbaren 
Handlungen abzuhalten. Ebenso ist vorzugehen, wenn der Angezeigte wegen einer 
während der Probezeit nach Abs. 1 begangenen weiteren Tat im Sinne des Abs. 1 
angezeigt wird. 

 1. die Straftat nicht in die Zuständigkeit des Schöffen- oder 
Geschworenengerichts fällt, 

 2. die Schuld des Beschuldigten nicht als schwer anzusehen wäre und 
 3. der Rücktritt nicht weniger als eine Verurteilung geeignet erscheint, den 

Beschuldigten von solchen Straftaten abzuhalten. 
Ebenso ist vorzugehen, wenn der Beschuldigte wegen einer während der Probezeit 
nach Abs. 1 begangenen weiteren Straftat im Sinne des Abs. 1 verfolgt wird. 

(3) Eine vorläufige Zurücklegung der Anzeige setzt voraus, daß (3) Ein vorläufiger Rücktritt von der Verfolgung setzt voraus, dass 
 1. eine Auskunft des Bundesministeriums für Arbeit, Gesundheit und 

Soziales im Sinne des § 25 und 
 1. eine Auskunft des Bundesministeriums für Gesundheit, Familie und 

Jugend im Sinne des § 26 und 
 2. eine Stellungnahme der Bezirksverwaltungsbehörde als 

Gesundheitsbehörde darüber eingeholt worden ist, ob der Angezeigte 
einer gesundheitsbezogenen Maßnahme gemäß § 11 Abs. 2 bedarf oder 
nicht, um welche Maßnahme es sich gegebenenfalls handeln soll und ob 
eine solche Maßnahme zweckmäßig und ihm nach den Umständen 
möglich und zumutbar und nicht offenbar aussichtslos ist oder nicht. 

 2. eine Stellungnahme der Bezirksverwaltungsbehörde als 
Gesundheitsbehörde darüber eingeholt worden sind, ob der Beschuldigte 
einer gesundheitsbezogenen Maßnahme gemäß § 11 Abs. 2 bedarf, um 
welche Maßnahme es sich gegebenenfalls handeln soll, ob eine solche 
Maßnahme zweckmäßig, ihm nach den Umständen möglich und zumutbar 
und nicht offenbar aussichtslos ist. 

(4) Die Staatsanwaltschaft kann von der Einholung einer Stellungnahme der 
Bezirksverwaltungsbehörde absehen, wenn eine Person ausschließlich deshalb 
angezeigt wird, weil sie Stoffe oder Zubereitungen aus der Cannabispflanze in 
geringer Menge zum eigenen Gebrauch erworben oder besessen hat, und wenn 
kein Grund zur Annahme besteht, daß die Person einer gesundheitsbezogenen 
Maßnahme bedarf. Eine Stellungnahme ist jedoch einzuholen, wenn eine Person 
innerhalb der letzten fünf Jahre vor dieser Anzeige bereits deswegen angezeigt 
wurde. 

(4) Die Staatsanwaltschaft kann von der Einholung einer Stellungnahme der 
Bezirksverwaltungsbehörde absehen, wenn der Beschuldigte ausschließlich 
deshalb verfolgt wird, weil er 
 1. Stoffe oder Zubereitungen aus der Cannabispflanze, die in § 27 Abs. 1 Z 3 

genannten Pilze oder einen psychotropen Stoff zum ausschließlich 
persönlichen Gebrauch erworben, besessen, erzeugt, befördert, eingeführt 
oder ausgeführt oder einem anderen ausschließlich für dessen 
persönlichen Gebrauch angeboten, überlassen oder verschafft habe, ohne 
daraus einen Vorteil zu ziehen, oder 

 2. die in § 27 Abs. 1 Z 2 und 3 genannten Pflanzen oder Pilze zum Zweck 
der Gewinnung oder des Missbrauchs von Suchtgift ausschließlich für den 
persönlichen Gebrauch oder persönlichen Gebrauch eines anderen 
angebaut habe, 

und wenn kein Grund zur Annahme besteht, dass der Beschuldigte einer 
gesundheitsbezogenen Maßnahme bedarf. Eine Stellungnahme ist jedoch 
einzuholen, wenn gegen den Beschuldigten innerhalb der letzten fünf Jahre vor 
diesem Strafverfahren bereits ein Ermittlungsverfahren wegen einer Straftat nach 
den §§ 27 bis 31a geführt wurde. 
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(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat vor Abgabe ihrer Stellungnahme die 

Begutachtung des Angezeigten durch einen mit Fragen des Suchtgiftmißbrauchs 
hinreichend vertrauten Arzt, der erforderlichenfalls mit zur selbständigen 
Berufsausübung berechtigten Angehörigen des klinisch-psychologischen oder 
psychotherapeutischen Berufes zusammenzuarbeiten hat, zu veranlassen. 

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat vor Abgabe ihrer Stellungnahme die 
Begutachtung des Beschuldigten durch einen mit Fragen des 
Suchtmittelmissbrauchs hinreichend vertrauten Arzt, der erforderlichenfalls mit 
zur selbständigen Berufsausübung berechtigten Angehörigen des klinisch-
psychologischen oder psychotherapeutischen Berufes zusammenzuarbeiten hat, zu 
veranlassen. 

(6) Bedarf der Angezeigte einer gesundheitsbezogenen Maßnahme gemäß 
§ 11 Abs. 2, so hat die Staatsanwaltschaft die vorläufige Zurücklegung der 
Anzeige davon abhängig zu machen, daß sich der Angezeigte - hat er einen 
gesetzlichen Vertreter, mit dessen Zustimmung - bereit erklärt, sich einer solchen 
Maßnahme zu unterziehen. 

(6) Bedarf der Beschuldigte einer gesundheitsbezogenen Maßnahme gemäß 
§ 11 Abs. 2, so hat die Staatsanwaltschaft den vorläufigen Rücktritt von der 
Verfolgung davon abhängig zu machen, dass sich der Beschuldigte – hat er einen 
gesetzlichen Vertreter, mit dessen Zustimmung – bereit erklärt, sich einer solchen 
Maßnahme zu unterziehen. Ist eine solche Maßnahme trotz der Bereitschaft des 
Beschuldigten, sich dieser zu unterziehen, nicht zweckmäßig, nach den 
Umständen nicht möglich oder nicht zumutbar oder offenbar aussichtslos, so hat 
die Staatsanwaltschaft, soweit dies möglich und zweckmäßig ist, den vorläufigen 
Rücktritt davon abhängig zu machen, dass sich der Beschuldigte – hat er einen 
gesetzlichen Vertreter, mit dessen Zustimmung – bereit erklärt, während der 
Probezeit bestimmte Pflichten zu erfüllen, die als Weisungen (§ 51 StGB) erteilt 
werden könnten. 

(7) Die vorläufige Zurücklegung der Anzeige kann, wenn dies zweckmäßig 
ist, davon abhängig gemacht werden, daß sich der Angezeigte – hat er einen 
gesetzlichen Vertreter, mit dessen Zustimmung – bereit erklärt, sich durch einen 
Bewährungshelfer betreuen zu lassen. 

(7) Der vorläufige Rücktritt von der Verfolgung kann, wenn dies zweckmäßig 
ist, auch davon abhängig gemacht werden, dass sich der Beschuldigte – hat er 
einen gesetzlichen Vertreter, mit dessen Zustimmung – bereit erklärt, sich durch 
einen Bewährungshelfer betreuen zu lassen. 

(8) Von der Zurücklegung der Anzeige sind der Angezeigte, das 
Bundesministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales und, wenn die 
Bezirksverwaltungsbehörde gemäß § 14 Abs. 1 Strafanzeige oder eine 
Stellungnahme erstattet hat, auch diese unverzüglich zu verständigen. Der 
Angezeigte ist zugleich über Bedeutung und rechtliche Wirkungen der 
Zurücklegung der Anzeige zu belehren. Die Probezeit wird in die Verjährungsfrist 
nicht eingerechnet. 

(8) Die Staatsanwaltschaft hat dem Beschuldigten mitzuteilen, dass die 
Durchführung eines Strafverfahrens gegen ihn unter den festgesetzten 
Bedingungen für eine Probezeit von einem Jahr bis zu zwei Jahren vorläufig 
unterbleibe, und ihn in sinngemäßer Anwendung des § 207 StPO zu belehren. 
Vom Rücktritt von der Verfolgung ist der Beschuldigte, das Bundesministerium 
für Gesundheit, Familie und Jugend und, wenn die Bezirksverwaltungsbehörde 
gemäß § 14 Abs. 1 Strafanzeige oder eine Stellungnahme erstattet hat, auch diese 
unverzüglich zu verständigen. Die Verständigung über den vorläufigen Rücktritt 
von der Verfolgung ist dem Beschuldigten zu eigenen Handen zuzustellen. Der 
Lauf der Probezeit beginnt mit der Zustellung der Verständigung. Die Probezeit 
wird in die Verjährungsfrist nicht eingerechnet. Im Übrigen sind die §§ 208 Abs. 3  
sowie 209 StPO sinngemäß anzuwenden. 

 Überwachung der gesundheitsbezogenen Maßnahme und Durchführung der 
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Bewährungshilfe 

§ 36. (1) Ist die vorläufige Zurücklegung der Anzeige davon abhängig 
gemacht worden, daß sich der Angezeigte einer ärztlichen Überwachung seines 
Gesundheitszustandes unterzieht, so obliegt der Bezirksverwaltungsbehörde als 
Gesundheitsbehörde die Feststellung, ob der Angezeigte diese Bedingung einhält. 
Entzieht sich der Angezeigte beharrlich der Überwachung, so hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde dies der Staatsanwaltschaft anzuzeigen. 

§ 36. (1) Ist der vorläufige Rücktritt von der Verfolgung davon abhängig 
gemacht worden, dass sich der Beschuldigte einer ärztlichen Überwachung seines 
Gesundheitszustandes unterzieht, so obliegt der Bezirksverwaltungsbehörde als 
Gesundheitsbehörde die Feststellung, ob der Beschuldigte diese Bedingung 
einhält. Entzieht sich der Beschuldigte beharrlich der Überwachung, so hat die 
Bezirksverwaltungsbehörde dies der Staatsanwaltschaft anzuzeigen. 

(2) Ist die vorläufige Zurücklegung der Anzeige von einer anderen 
gesundheitsbezogenen Maßnahme gemäß § 11 Abs. 2 abhängig gemacht worden, 
so kann die Staatsanwaltschaft den Angezeigten auffordern, Bestätigungen über 
Beginn und Verlauf der Maßnahme vorzulegen. 

(2) Ist der vorläufige Rücktritt von der Verfolgung von einer anderen 
gesundheitsbezogenen Maßnahme gemäß § 11 Abs. 2 abhängig gemacht worden, 
so kann die Staatsanwaltschaft den Beschuldigten auffordern, Bestätigungen über 
Beginn und Verlauf der Maßnahme vorzulegen. 

(3) Ist die vorläufige Zurücklegung der Anzeige davon abhängig gemacht 
worden, daß sich der Angezeigte durch einen Bewährungshelfer betreuen läßt, so 
hat der Leiter der zuständigen Dienst- oder Geschäftsstelle für Bewährungshilfe 
auf Ersuchen der Staatsanwaltschaft eine solche Betreuung anzuordnen. Für diese 
Betreuung gelten § 52 Abs. 1 StGB und die §§ 20 und 24 bis 26 des 
Bewährungshilfegesetzes, BGBl. Nr. 146/1969, dem Sinne nach. 

(3) Ist der vorläufige Rücktritt von der Verfolgung davon abhängig gemacht 
worden, dass sich der Beschuldigte durch einen Bewährungshelfer betreuen lässt, 
so hat der Leiter der zuständigen Dienst- oder Geschäftsstelle für Bewährungshilfe 
auf Ersuchen der Staatsanwaltschaft eine solche Betreuung anzuordnen. Für diese 
Betreuung gelten § 52 Abs. 1 StGB und die §§ 20 und 24 bis 26 des 
Bewährungshilfegesetzes, BGBl. Nr. 146/1969, dem Sinne nach. 

Vorläufige Einstellung durch das Gericht Vorläufige Einstellung durch das Gericht 
§ 37. Ist gegen den Angezeigten bereits ein Antrag auf Bestrafung gestellt 

worden, so gelten die §§ 35 und 36 dem Sinne nach für eine vorläufige Einstellung 
des Strafverfahrens durch das Gericht. Die Einstellung des Strafverfahrens kann 
auch davon abhängig gemacht werden, daß sich der Beschuldigte bereit erklärt, 
bestimmten Weisungen (§ 51 StGB) nachzukommen. 

§ 37. Nach Einbringen der Anklage hat das Gericht die §§ 35 und 36 
sinngemäß anzuwenden und das Verfahren unter den für die Staatsanwaltschaft 
geltenden Voraussetzungen bis zum Schluss der Hauptverhandlung mit Beschluss 
einzustellen. 

Nachträgliche Einleitung, Fortsetzung und endgültige Einstellung des 
Strafverfahrens 

Nachträgliche Fortsetzung des Strafverfahrens, endgültiger Rücktritt von der 
Verfolgung und endgültige Einstellung des Strafverfahrens 

§ 38. (1) Das Strafverfahren ist einzuleiten oder fortzusetzen, wenn innerhalb 
der Probezeit 

§ 38. (1) Das Strafverfahren ist fortzusetzen, wenn vor Ablauf der Probezeit 

 1. gegen den Angezeigten wegen einer weiteren strafbaren Handlung nach 
diesem Bundesgesetz oder wegen einer im Zusammenhang mit seiner 
Gewöhnung an ein Suchtmittel begangenen strafbaren Handlung ein 
Antrag auf Bestrafung gestellt wird, 

 1. gegen den Beschuldigten wegen einer weiteren Straftat nach diesem 
Bundesgesetz oder wegen einer im Zusammenhang mit seiner 
Gewöhnung an Suchtmittel begangenen Straftat ein Strafantrag gestellt 
wird, 

 2. sich der Angezeigte beharrlich der gesundheitsbezogenen Maßnahme 
gemäß § 35 Abs. 6 oder dem Einfluß des Bewährungshelfers (§ 35 

 2. der Beschuldigte (Angeklagte) sich beharrlich der gesundheitsbezogenen 
Maßnahme (§ 35 Abs. 6 erster Satz) oder dem Einfluss des 
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Abs. 7) entzieht und die Einleitung oder Fortsetzung des Verfahrens 
geboten erscheint, um den Angezeigten von strafbaren Handlungen nach 
diesem Bundesgesetz abzuhalten, oder 

Bewährungshelfers (§ 35 Abs. 7) entzieht oder übernommene Pflichten 
(§ 35 Abs. 6 zweiter Satz) nicht hinreichend erfüllt und die Fortsetzung 
des Verfahrens geboten erscheint, um den Beschuldigten (Angeklagten) 
von Straftaten nach diesem Bundesgesetz abzuhalten, oder 

 3. der Angezeigte einen Antrag auf Einleitung oder Fortsetzung des 
Strafverfahrens stellt. 

 3. der Beschuldigte oder Angeklagte einen Antrag auf Fortsetzung des 
Strafverfahrens stellt. 

(2) Im Fall des Abs. 1 Z 1 ist jedoch das eingeleitete oder fortgesetzte 
Strafverfahren neuerlich einzustellen, wenn das wegen der neuen strafbaren 
Handlung eingeleitete Strafverfahren auf andere Weise als durch einen 
Schuldspruch beendet wird. 

(2) Im Fall des Abs. 1 Z 1 ist jedoch neuerlich von der Verfolgung 
zurückzutreten oder das Strafverfahren neuerlich einzustellen, wenn das wegen der 
weiteren Straftat geführte Strafverfahren auf andere Weise als durch einen 
Schuldspruch beendet wird. 

(3) Wird ein vorläufig eingestelltes Strafverfahren nicht fortgesetzt, so ist es 
nach Ablauf der Probezeit mit Beschluß endgültig einzustellen. 

(3) Sofern das Strafverfahren nicht nachträglich fortzusetzen ist, hat die 
Staatsanwaltschaft nach Ablauf der Probezeit und Erfüllung allfälliger Pflichten 
von der Verfolgung endgültig zurückzutreten. Das Gericht hat in diesem Fall das 
Strafverfahren mit Beschluss endgültig einzustellen. 

Aufschub des Strafvollzuges Aufschub des Strafvollzuges 
§ 39. (1) Unter den allgemeinen Voraussetzungen und Bedingungen des § 6 

Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes ist einem an ein Suchtmittel gewöhnten 
Verurteilten ein Aufschub des Vollzuges einer über ihn nach diesem Bundesgesetz 
verhängten Geldstrafe oder zwei Jahre nicht übersteigenden Freiheitsstrafe für die 
Dauer von höchstens zwei Jahren zu bewilligen, sofern er sich bereit erklärt, sich 
einer notwendigen gesundheitsbezogenen Maßnahme gemäß § 11 Abs. 2 zu 
unterziehen. Unter diesen Voraussetzungen kann das Gericht auch den Aufschub 
des Vollzuges einer über den Verurteilten verhängten drei Jahre nicht 
übersteigenden Freiheitsstrafe bewilligen. 

§ 39. (1) Der Vollzug einer nach diesem Bundesgesetz oder einer wegen einer 
Straftat, die mit der Beschaffung von Suchtmitteln in Zusammenhang steht, 
verhängten Geldstrafe oder drei Jahre nicht übersteigenden Freiheitsstrafe ist – 
auch noch nach Übernahme in den Strafvollzug (§ 3 Abs. 4 Strafvollzugsgesetz – 
StVG) – für die Dauer von höchstens zwei Jahren aufzuschieben, wenn 
 1. der Verurteilte an Suchtmittel gewöhnt ist und sich bereit erklärt, sich 

einer notwendigen und zweckmäßigen, ihm nach den Umständen 
möglichen und zumutbaren und nicht offenbar aussichtslosen 
gesundheitsbezogenen Maßnahme zu unterziehen, und 

 2. im Fall der Verurteilung zu einer 18 Monate übersteigenden 
Freiheitsstrafe wegen einer Straftat, die mit der Beschaffung von 
Suchtmitteln in Zusammenhang steht, der Vollzug der Freiheitsstrafe 
nicht im Hinblick auf die Gefährlichkeit des Täters geboten erscheint, 
insbesondere weil die Verurteilung wegen Straftaten erfolgt ist, die unter 
Anwendung erheblicher Gewalt gegen Personen begangen worden sind. 

(2) Nach Maßgabe des Abs. 1 kann das Gericht auch den Aufschub des 
Vollzuges einer Strafe bewilligen, die wegen einer auf Grund der Gewöhnung des 
Verurteilten an Suchtmittel im Zusammenhang mit dessen Beschaffung 
begangenen strafbaren Handlung, die mit nicht mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe 
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bedroht ist, verhängt wird. 

(3) Das Gericht kann den Aufschub davon abhängig machen, daß sich der 
Verurteilte bereit erklärt, sich einer notwendigen und zweckmäßigen, ihm nach 
den Umständen möglichen und zumutbaren, der Art nach bestimmten und nicht 
offenbar aussichtslosen gesundheitsbezogenen Maßnahme zu unterziehen. Das 
Gericht kann den Aufschub von der Bereitschaft des Verurteilten abhängig 
machen, in eine anerkannte Einrichtung oder Vereinigung stationär aufgenommen 
zu werden, wenn der Verurteilte durch mindestens einen Sachverständigen aus 
dem Gebiet der Psychiatrie oder klinischen Psychologie, der mit Fragen des 
Suchtmittelmißbrauchs hinreichend vertraut ist, untersucht worden ist. 

(2) Das Gericht kann die gesundheitsbezogene Maßnahme der Art nach 
bestimmen (§ 11 Abs. 2 Z 1 bis 5). Liegt bereits eine Stellungnahme der 
Bezirksverwaltungsbehörde als Gesundheitsbehörde nach § 35 Abs. 3 Z 2 oder das 
Ergebnis der Begutachtung durch den Arzt einer Einrichtung oder Vereinigung 
nach § 15 vor, kann das Gericht die Stellungnahme oder das Ergebnis der 
Begutachtung für die Bestimmung der Maßnahme und die Beurteilung der 
Voraussetzungen und Bedingungen des Abs. 1 Z 1 heranziehen. 

(4) Das Gericht kann den Verurteilten auffordern, Bestätigungen über den 
Beginn und den Verlauf der gesundheitsbezogenen Maßnahme vorzulegen. 

(3) Das Gericht kann den Verurteilten auffordern, Bestätigungen über den 
Beginn und den Verlauf der gesundheitsbezogenen Maßnahme vorzulegen. 

(5) Der Aufschub ist zu widerrufen und die Strafe zu vollziehen, (4) Der Aufschub ist zu widerrufen und die Strafe zu vollziehen, 
 1. wenn der Verurteilte sich einer gesundheitsbezogenen Maßnahme, zu der 

er sich bereit erklärt hat, nicht unterzieht oder es unterläßt, sich ihr 
weiterhin zu unterziehen, oder 

 1. wenn der Verurteilte sich einer gesundheitsbezogenen Maßnahme, zu der 
er sich bereit erklärt hat, nicht unterzieht oder es unterlässt, sich ihr 
weiterhin zu unterziehen, oder 

 2. wenn der Verurteilte wegen einer strafbaren Handlung nach diesem 
Bundesgesetz oder wegen einer im Zusammenhang mit seiner 
Gewöhnung an ein Suchtmittel begangenen strafbaren Handlung 
neuerlich verurteilt wird 

 2. wenn der Verurteilte wegen einer Straftat nach diesem Bundesgesetz oder 
wegen einer im Zusammenhang mit seiner Gewöhnung an Suchtmittel 
begangenen Straftat neuerlich verurteilt wird 

und die Vollziehung der Freiheitsstrafe geboten erscheint, um den Verurteilten von 
der Begehung weiterer strafbarer Handlungen abzuhalten. 

und die Vollziehung der Freiheitsstrafe geboten erscheint, um den Verurteilten von 
der Begehung weiterer Straftaten abzuhalten. 

 Nachträgliche bedingte Strafnachsicht und Absehen vom Widerruf 
§ 40. (1) ... § 40. (1) ... 
(2) Gegen einen Beschluß nach Abs. 1 steht dem Verurteilten und der 

Staatsanwaltschaft die binnen 14 Tagen einzubringende Beschwerde an den 
übergeordneten Gerichtshof zu. 

(2) Gegen einen Beschluss nach Abs. 1 steht dem Verurteilten und der 
Staatsanwaltschaft die binnen 14 Tagen einzubringende Beschwerde an das 
übergeordnete Gericht zu. 

(3) ... (3) ... 
Kostentragung Kostentragung 

§ 41. (1) Die Kosten gesundheitsbezogener Maßnahmen gemäß § 11 Abs. 2 
Z 1 bis 4 in den Fällen der §§ 35 bis 37 und 39 dieses Bundesgesetzes und 180 
Abs. 5 Z 4a StPO sowie die Kosten der Behandlung eines Rechtsbrechers, dem 

§ 41. (1) Der Bund hat die Kosten gesundheitsbezogener Maßnahmen gemäß 
§ 11 Abs. 2 Z 1 bis 4 in den Fällen der §§ 35 bis 37 und 39 dieses Bundesgesetzes 
und des § 173 Abs. 5 Z 9 StPO sowie die Kosten einer Entwöhnungsbehandlung, 
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aus Anlaß einer mit seiner Gewöhnung an Suchtmittel im Zusammenhang 
stehenden Verurteilung die Weisung erteilt worden ist, sich einer 
Entwöhnungsbehandlung, sonst einer medizinischen oder einer 
psychotherapeutischen Behandlung (§ 51 Abs. 1 und 3 StGB) zu unterziehen, hat 
der Bund zu übernehmen, wenn 

sonst einer medizinischen oder einer psychotherapeutischen Behandlung (§ 51 
Abs. 1 und 3 StGB) eines Rechtsbrechers, dem aus Anlass einer mit seiner 
Gewöhnung an Suchtmittel im Zusammenhang stehenden Verurteilung die 
Weisung erteilt worden ist, sich einer solchen Behandlung zu unterziehen, zu 
übernehmen, wenn 

 1. ...  1. ... 
 2. ...  2. ... 
 3. ...  3. ... 

(2) Der Bund trägt die Kosten jedoch nur bis zu dem Ausmaß, in dem die 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter für die Kosten aufkäme, wenn der 
Rechtsbrecher in der Krankenversicherung öffentlich Bediensteter versichert wäre. 
Einen Behandlungsbeitrag (§ 63 Abs. 4 des Beamten-, Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 200/1967) hat der Rechtsbrecher nicht zu 
erbringen. 

(2) Der Bund trägt die Kosten jedoch nur bis zu dem Ausmaß, in dem die 
Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter für die Kosten aufkäme, wenn der 
Rechtsbrecher in der Krankenversicherung öffentlich Bediensteter versichert wäre. 
Einen Behandlungsbeitrag (§ 63 Abs. 4 des Beamten-Kranken- und 
Unfallversicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 200/1967) hat der Rechtsbrecher nicht zu 
erbringen. 

(3) ... (3) ... 
(4) Die vom Bund zu übernehmenden Kosten hat das Gericht, das im Fall des 

§ 35 für die Einleitung des Verfahrens zuständig wäre, das Strafverfahren nach § 
37 vorläufig eingestellt, die Weisung im Sinne des Abs. 1 oder nach § 180 Abs. 5 
Z 4a StPO erteilt oder den Aufschub des Strafvollzuges nach § 39 angeordnet hat, 
mit Beschluß zu bestimmen und anzuweisen. Gegen diesen Beschluß steht dem 
Angezeigten (Verdächtigen, Beschuldigten, Verurteilten), der Staatsanwaltschaft 
und der Einrichtung oder Vereinigung die binnen 14 Tagen einzubringende 
Beschwerde an den übergeordneten Gerichtshof zu. 

(4) Die vom Bund zu übernehmenden Kosten hat das Gericht, das im Fall des 
§ 35 für das Hauptverfahren zuständig wäre, das Strafverfahren nach § 37 
vorläufig eingestellt, die Weisung im Sinne des Abs. 1 oder nach § 173 Abs. 5 Z 9 
StPO erteilt oder den Strafvollzug nach § 39 aufgeschoben hat, mit Beschluss zu 
bestimmen und anzuweisen. Gegen diesen Beschluss steht dem Beschuldigten 
(Verurteilten), der Staatsanwaltschaft und der Einrichtung oder Vereinigung die 
binnen 14 Tagen einzubringende Beschwerde an das übergeordnete Gericht zu. 

Auskunftsbeschränkung Auskunftsbeschränkung 
§ 42. (1) Wird ein Rechtsbrecher, der Suchtmittel mißbraucht hat, nach § 27 

Abs. 1 oder § 30 Abs. 1 wegen einer mit einer höchstens sechsmonatigen 
Freiheitsstrafe bedrohten Handlung verurteilt, so unterliegt die Verurteilung mit 
ihrer Rechtskraft der Beschränkung der Auskunft im Sinne des § 6 Abs. 1 und 2 
des Tilgungsgesetzes 1972, BGBl. Nr. 68. § 6 Abs. 4 bis 6 des genannten 
Bundesgesetzes ist anzuwenden. 

§ 42. (1) Wird ein Rechtsbrecher, der Suchtmittel missbraucht hat, nach § 27 
Abs. 1 oder 2 oder § 30 Abs. 1 oder 2 wegen einer mit einer höchstens 
sechsmonatigen Freiheitsstrafe bedrohten Handlung verurteilt, so unterliegt die 
Verurteilung mit ihrer Rechtskraft der Beschränkung der Auskunft im Sinne des 
§ 6 Abs. 1 und 2 des Tilgungsgesetzes 1972, BGBl. Nr. 68. § 6 Abs. 4 bis 6 des 
genannten Bundesgesetzes ist anzuwenden. 

(2) ... (2) ... 
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5. Abschnitt 5. Abschnitt 
Befugnisse der Sicherheitsbehörden der Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes und der Zollorgane 
Befugnisse der Sicherheitsbehörden der Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes und der Zollorgane 

§ 43. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, im 
Zuge der Durchführung einer Grenzkontrolle auch eine Durchsuchung der 
Kleidung von Personen vorzunehmen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen ist, daß am Ort der Grenzkontrolle den §§ 28 Abs. 2 bis 5 und 31 
Abs. 2 zuwider Suchtmittel ein- oder ausgeführt werden. § 12 Abs. 4 des 
Grenzkontrollgesetzes, BGBl. Nr. 435/1996, ist anzuwenden. 

§ 43. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, im 
Zuge der Durchführung einer Grenzkontrolle auch eine Durchsuchung der 
Bekleidung von Personen und der Gegenstände, die sie bei sich haben, 
vorzunehmen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass am 
Ort der Grenzkontrolle den §§ 28a oder 31a zuwider Suchtmittel ein- oder 
ausgeführt werden. § 12 Abs. 4 des Grenzkontrollgesetzes, BGBl. Nr. 435/1996, 
ist anzuwenden. 

(2) Sofern eine Person festgenommen wird (§§ 175 bis 177 StPO), weil auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, daß sie Suchtgift im Körper 
verberge, kann sie zur Abwendung der weiteren Anhaltung von der 
Sicherheitsbehörde die Untersuchung des Körpers mit geeigneten bildgebenden 
Verfahren verlangen. Sie ist über dieses Recht bei der Festnahme oder unmittelbar 
danach mündlich und schriftlich zu belehren. Ein solches Verlangen ist zu 
protokollieren. 

(2) Sofern eine Person festgenommen wird (§§ 170 bis 172 StPO), weil auf 
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie Suchtgift im Körper 
verberge, kann sie zur Abwendung der weiteren Anhaltung von der 
Sicherheitsbehörde die körperliche Untersuchung mit geeigneten bildgebenden 
Verfahren verlangen. Sie ist über dieses Recht bei der Festnahme oder unmittelbar 
danach mündlich und schriftlich zu belehren. Ein solches Verlangen ist zu 
protokollieren. 

(3) Im Falle eines Verlangens nach Abs. 2 sind geeignete bildgebende 
Verfahren im geringstmöglichen für die Untersuchung notwendigen Maß 
anzuwenden. Der Betroffene ist zu diesem Zweck unverzüglich einem Arzt 
vorzuführen. 

(3) Im Falle eines Verlangens nach Abs. 2 sind geeignete bildgebende 
Verfahren im geringstmöglichen für die Untersuchung notwendigen Maß 
anzuwenden. Der Beschuldigte ist zu diesem Zweck unverzüglich einem Arzt 
vorzuführen. 

(4) Bei Durchsuchungen nach Abs. 1 und Untersuchungen nach Abs. 3 ist 
§ 142 Abs. 1 StPO sinngemäß anzuwenden. 

(4) Bei Durchsuchungen nach Abs. 1 und Untersuchungen nach Abs. 3 ist 
§ 121 Abs. 3 StPO sinngemäß anzuwenden. 

(5) Wenn sich im Rahmen der Verpflichtungen der Zollorgane, an der 
Vollziehung von Verboten und Beschränkungen des Besitzes, der Verbringung 
oder der Verwendung von Waren im Verkehr über die Grenzen des 
Anwendungsgebietes (§ 3 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 659/1994) mitzuwirken, der Verdacht einer strafbaren Handlung nach diesem 
Bundesgesetz ergibt, sind diese Organe ermächtigt, für Sicherheitsbehörden 
Personen festzunehmen (§§ 175 bis 177 StPO) und eine körperliche Untersuchung 
mit bildgebenden Verfahren zu veranlassen (Abs. 2 und 3) sowie Suchtmittel 
vorläufig sicherzustellen, sofern diese Maßnahmen keinen Aufschub dulden. Die 
Zollorgane haben dabei die Befugnisse und Verpflichtungen von Organen des 

(5) Wenn sich im Rahmen der Verpflichtungen der Zollorgane, an der 
Vollziehung von Verboten und Beschränkungen des Besitzes, der Verbringung 
oder der Verwendung von Waren im Verkehr über die Grenzen des 
Anwendungsgebietes (§ 3 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 659/1994) mitzuwirken, der Verdacht einer Straftat nach diesem Bundesgesetz 
ergibt, sind diese Organe ermächtigt, für Sicherheitsbehörden Personen 
festzunehmen (§§ 170 bis 172 StPO) und eine körperliche Untersuchung mit 
bildgebenden Verfahren zu veranlassen (Abs. 2 und 3) sowie Suchtmittel vorläufig 
sicherzustellen, sofern diese Maßnahmen keinen Aufschub dulden. Die Zollorgane 
haben dabei die Befugnisse und Verpflichtungen von Organen des öffentlichen 
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öffentlichen Sicherheitsdienstes. Sie haben die zuständige Sicherheitsbehörde 
unverzüglich von den getroffenen Maßnahmen in Kenntnis zu setzen; 
festgenommene Personen sowie sichergestellte Sachen sind ohne Verzug der 
Sicherheitsbehörde oder dem Gericht zu übergeben. 

Sicherheitsdienstes. Sie haben die zuständige Sicherheitsbehörde unverzüglich von 
den getroffenen Maßnahmen in Kenntnis zu setzen; festgenommene Personen 
sowie sichergestellte Sachen sind ohne Verzug der Sicherheitsbehörde oder dem 
Gericht zu übergeben. 

Artikel II 
Änderung des Strafgesetzbuches 

Unterbringung in einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter Unterbringung in einer Anstalt für gefährliche Rückfallstäter 
§ 23. (1) ... § 23. (1) ... 

 1. wenn die Verurteilung ausschließlich oder überwiegend wegen einer oder 
mehrerer vorsätzlicher strafbarer Handlungen gegen Leib und Leben, 
gegen die Freiheit, gegen fremdes Vermögen unter Anwendung oder 
Androhung von Gewalt gegen eine Person, gegen die Sittlichkeit, nach 
§ 28 Abs. 2 bis 5 des Suchtmittelgesetzes oder wegen einer oder mehrerer 
vorsätzlicher gemeingefährlicher strafbarer Handlungen erfolgt, 

 1. wenn die Verurteilung ausschließlich oder überwiegend wegen einer oder 
mehrerer vorsätzlicher strafbarer Handlungen gegen Leib und Leben, 
gegen die Freiheit, gegen fremdes Vermögen unter Anwendung oder 
Androhung von Gewalt gegen eine Person, gegen die sexuelle Integrität 
und Selbstbestimmung, nach § 28a des Suchtmittelgesetzes oder wegen 
einer oder mehrerer vorsätzlicher gemeingefährlicher strafbarer 
Handlungen erfolgt, 

 2. und 3. ...  2. und 3. ... 
(2) bis (5) ... (2) bis (5) ... 

Strafbare Handlungen im Ausland, die ohne Rücksicht auf die Gesetze des 
Tatorts bestraft werden 

Strafbare Handlungen im Ausland, die ohne Rücksicht auf die Gesetze des 
Tatorts bestraft werden 

§ 64. (1) ... § 64. (1) ... 
 1. bis 3. ...  1. bis 3. ... 
 4. erpresserische Entführung (§ 102), Überlieferung an eine ausländische 

Macht (§ 103), Sklavenhandel (§ 104), Menschenhandel (§ 104a), 
grenzüberschreitender Prostitutionshandel (§ 217), Geldfälschung (§ 232), 
die nach § 232 strafbare Fälschung besonders geschützter Wertpapiere 
(§ 237), kriminelle Organisation (§ 278a) und die nach den §§ 28 Abs. 2 
bis 5, 31 Abs. 2 sowie 32 Abs. 2 des Suchtmittelgesetzes strafbaren 
Handlungen, wenn durch die Tat österreichische Interessen verletzt 
worden sind oder der Täter nicht ausgeliefert werden kann; 

 4. erpresserische Entführung (§ 102), Überlieferung an eine ausländische 
Macht (§ 103), Sklavenhandel (§ 104), Menschenhandel (§ 104a), 
grenzüberschreitender Prostitutionshandel (§ 217), Geldfälschung (§ 232), 
die nach § 232 strafbare Fälschung besonders geschützter Wertpapiere 
(§ 237), kriminelle Organisation (§ 278a) und die nach den §§ 28a, 31a 
sowie 32 Abs. 3 des Suchtmittelgesetzes strafbaren Handlungen, wenn 
durch die Tat österreichische Interessen verletzt worden sind oder der 
Täter nicht ausgeliefert werden kann; 

 4a. bis 10. ...  4a. bis 10. ... 
(2) ... (2) ... 
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Verbrecherisches Komplott Verbrecherisches Komplott 

§ 277. (1) Wer mit einem anderen die gemeinsame Ausführung eines Mordes 
(§ 75), einer erpresserischen Entführung (§ 102), einer Überlieferung an eine 
ausländische Macht (§ 103), eines Sklavenhandels (§ 104), eines Raubes (§ 142), 
einer gemeingefährlichen strafbaren Handlung nach den §§ 169, 171, 173, 176, 
185 oder 186, eines grenzüberschreitenden Prostitutionshandels (§ 217) oder einer 
nach den §§ 28 Abs. 2 bis 5 oder 31 Abs. 2 des Suchtmittelgesetzes strafbaren 
Handlung verabredet, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen. 

§ 277. (1) Wer mit einem anderen die gemeinsame Ausführung eines Mordes 
(§ 75), einer erpresserischen Entführung (§ 102), einer Überlieferung an eine 
ausländische Macht (§ 103), eines Sklavenhandels (§ 104), eines Raubes (§ 142), 
einer gemeingefährlichen strafbaren Handlung nach den §§ 169, 171, 173, 176, 
185 oder 186, eines grenzüberschreitenden Prostitutionshandels (§ 217) oder einer 
nach den §§ 28a oder 31a des Suchtmittelgesetzes strafbaren Handlung verabredet, 
ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) ... (2) ... 

Artikel III 
Änderung der Strafprozessordnung 1975 

§ 31. (1) ... § 31. (1) ... 
(2) ... (2) ... 
(3) ... (3) ... 

 1. bis 6. ...  1. bis 6. ... 
 7. des § 28 Abs. 2 bis 4 des Suchtmittelgesetzes,  
 8. strafbarer Handlungen, für die es auf Grund besonderer Bestimmungen 

zuständig ist. 
 7. strafbarer Handlungen, für die es auf Grund besonderer Bestimmungen 

zuständig ist. 

Artikel IV 
Änderung des Gesundheits- und Ernährungssicherheitsgesetzes 

Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen 
§ 6a. (1) ... § 6a. (1) ... 

 1. bis 6. ...  1. bis 6. ... 
  7. die Überwachung der gemäß § 6 Abs. 1 Z 1 und 2 des 

Suchtmittelgesetzes, BGBl. I Nr. 112/1997, zum Besitz, Erwerb, zur 
Erzeugung, Verarbeitung, Umwandlung von oder zum Verkehr mit 
Suchtmitteln Berechtigten hinsichtlich ihrer Gebarung mit diesen Stoffen, 
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  8. die Überwachung der Abgabe von Suchtmitteln durch Apotheken gemäß 

§ 7 Abs. 1 des Suchtmittelgesetzes nach Maßgabe eines durch das 
Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend zu erstellenden 
jährlichen Kontrollplanes. 

 


